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VERWALTUNGSGERICHTSHOF 
BADEN-WÜRTTEMBERG 

 
B e s c h l u s s  

 

 

In der Verwaltungsrechtssache 
 
 
 
 

-  Klägerin  -
-  Antragsgegnerin  -

-  Antragstellerin  -
prozessbevollmächtigt: 
 
 
 

gegen 
 

Landeshauptstadt Stuttgart - Amt für öffentliche Ordnung -, 
vertreten durch den Oberbürgermeister, 
Eberhardstraße 39, 70173 Stuttgart,  
 

-  Beklagte  -
-  Antragstellerin  -

-  Antragsgegnerin  -
 
 
wegen Aufenthaltserlaubnis 
hier: Antrag auf Zulassung der Berufung 
 
 
hat der 13. Senat des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Württemberg durch den 
Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgerichtshof Dr. Jacob, den Richter am 
Verwaltungsgerichtshof Dr. Haller und den Richter am Verwaltungsgericht 
Dr. Graßhof 
 
am 19. Februar 2008 
 
beschlossen: 
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Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Verwaltungsgerichts Stutt-
gart vom 24. Oktober 2007 - 16 K 2916/06 - wird zugelassen, soweit dieses 
die Verfügung der Beklagten vom 16.9.2005 und den Widerspruchsbescheid 
des Regierungspräsidiums Stuttgart vom 20.7.2006 aufhebt und die Beklagte 
verpflichtet, der Klägerin die Aufenthaltserlaubnis zum Zwecke des Besuchs 
der Technischen Oberschule zu erteilen.  
 
Der Antrag der Klägerin auf Zulassung der Berufung gegen das Urteil des 
Verwaltungsgerichts Stuttgart vom 24. Oktober 2007 - 16 K 2916/06 - wird ab-
gelehnt, soweit dieses die Klage im Übrigen abweist. 
 
Insoweit trägt die Klägerin die Kosten des Zulassungsverfahrens. Diesbezüg-
lich wird der Streitwert auf 5.000 EUR festgesetzt. 
 
Die Kostenentscheidung im Übrigen bleibt der Endentscheidung vorbehalten. 

 
Gründe 

 

Der Antrag der Beklagten auf Zulassung der Berufung hat Erfolg (I.). Hinge-

gen ist der Zulassungsantrag der Klägerin abzulehnen (II.). 

 

I. Der rechtzeitig gestellte (§ 124a Abs. 4 Satz 1 VwGO) und begründete 

(§ 124a Abs. 4 Satz 4 VwGO) Antrag der Beklagten auf Zulassung der Beru-

fung hat sachlich Erfolg. Sie hat jedenfalls in einem entscheidungserheblichen 

Punkt ernstliche Zweifel an der Richtigkeit der angefochtenen Entscheidung 

(§ 124 Abs. 2 Nr. 2 VwGO) ausreichend konkret dargelegt; insoweit ist dieser 

Zulassungsgrund auch inhaltlich gegeben (siehe § 124a Abs. 5 Satz 2 

VwGO). Ob daneben auch noch aus anderen Gründen ernstliche Zweifel an 

der Richtigkeit der angefochtenen Entscheidung bestehen oder der ebenfalls 

geltend gemachte Zulassungsgrund des Verfahrensmangels (§ 124 Abs. 2 

Nr. 5 VwGO) vorliegt, kann daher offen bleiben.  

 

Ernstliche Zweifel an der Richtigkeit der verwaltungsgerichtlichen Entschei-

dung im Sinn des § 124 Abs. 2 Nr. 1 VwGO liegen vor, wenn unter Berück-

sichtigung der jeweils dargelegten Gesichtspunkte (§ 124a Abs. 4 Satz 4 

VwGO) die Richtigkeit des angefochtenen Urteils weiterer Prüfung bedarf, ein 

Erfolg der angestrebten Berufung nach den Erkenntnismöglichkeiten des Zu-

lassungsverfahrens mithin möglich ist (vgl. BVerwG, Beschluss vom 

10.3.2004 - 7 AV 4/03 -, DVBl. 2004, 838). Es kommt dabei darauf an, ob vom 
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Antragsteller ein einzelner tragender Rechtssatz oder eine erhebliche Tatsa-

chenfeststellung mit schlüssigen Gegenargumenten derart in Frage gestellt 

worden ist, dass der Erfolg des Rechtsmittels mindestens ebenso wahrschein-

lich ist wie sein Misserfolg (vgl. BVerfG, Beschluss vom 3.3.2004 - 1 BvR 

461/03 -, juris und vom 23.6.2000 - 1 BvR 830/00 -, DVBl. 2000, 1458). Dazu 

müssen zum einen die angegriffenen Rechtssätze oder Tatsachenfeststellun-

gen - zumindest im Kern - zutreffend herausgearbeitet werden (vgl. hierzu 

VGH Bad.-Württ., Beschluss vom 30.4.1997 - 8 S 1040/97 -, VBlBW 1997, 

299). Zum anderen sind schlüssige Bedenken gegen diese Rechtssätze oder 

Tatsachenfeststellungen aufzuzeigen, wobei sich der Darlegungsaufwand im 

Einzelfall nach den Umständen des jeweiligen Verfahrens richtet (vgl. VGH 

Bad.-Württ., Beschluss vom 27.7.1997 - 7 S 216/98 -, VBlBW 1998, 378 

m.w.N.), insbesondere nach Umfang und Begründungstiefe der Entscheidung 

des Verwaltungsgerichts. Der Streitstoff muss dabei unter konkreter Ausein-

andersetzung mit dem angefochtenen Urteil gesichtet, rechtlich durchdrungen 

und aufbereitet werden; erforderlich ist eine fallbezogene Begründung, die 

dem Berufungsgericht eine Beurteilung der Zulassungsfrage ohne weitere ei-

gene aufwendige Ermittlungen ermöglicht (vgl. hierzu BVerwG, Beschluss 

vom 30.6.2006 - 5 B 99/05 -, juris). Selbst wenn aber - auf die Argumentation 

des Verwaltungsgerichts bezogen - rechtliche Zweifel im oben genannten 

Sinn gegeben sind, ist ein Zulassungsantrag abzulehnen, wenn das Urteil je-

denfalls im Ergebnis richtig ist; in diesem Fall wird nämlich ein Berufungsver-

fahren nicht zu einer Abänderung im Sinn des jeweiligen Beteiligten führen 

(siehe BVerwG, Beschluss vom 10.3.2004, a.a.O.).  

 

Das Verwaltungsgericht hat in seinem Urteil vom 24.10.2007 die Beklagte da-

zu verpflichtet, der Klägerin eine Aufenthaltserlaubnis zum Zwecke des Be-

suchs der Technischen Oberschule zu erteilen.  Dem hält die Beklagte entge-

gen, das Gericht habe hiermit zu Unrecht eine überraschende Klageänderung 

zugelassen und ihr damit die Möglichkeit genommen, selbst über diesen von 

der Klägerin erstmals in der mündlichen Verhandlung gestellten Antrag zu 

entscheiden und hierbei Ermessen auszuüben. Den geänderten Aufenthalts-

zweck habe ihr die Klägerin zuvor nicht mitgeteilt; die Beklagte habe erst in 

der mündlichen Verhandlung erfahren, dass die Klägerin nunmehr die zuvor 
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absolvierte Ausbildung zur Modedesignerin abgeschlossen und sich im Som-

mer 2007 an der Technischen Oberschule zur Weiterbildung angemeldet ha-

be. 

 

Dieses Vorbringen ist geeignet, ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des an-

gefochtenen Urteils zu begründen. Hierbei ist davon auszugehen, dass die an 

die Beklagte zu stellenden Anforderungen an die Darlegung des Zulassungs-

grundes erheblich reduziert sind. Fehlen in der Entscheidung des Verwal-

tungsgerichts wie hier jegliche Ausführungen zu einem bestimmten Problem-

kreis, dürfen auch die Anforderungen an die Darlegung des Zulassungsgrun-

des der ernstlichen Zweifel nicht überspannt werden. Denn der Darlegungs-

aufwand richtet sich (auch) nach Umfang und Begründungstiefe der Entschei-

dung des Verwaltungsgerichts.  

 

Auszugehen ist davon, dass - wie die Beklagte zu Recht geltend macht -  eine 

Klageänderung i.S.v. § 91 Abs. 1 VwGO vorliegt. Es handelt es sich bei dem 

Aufenthaltszweck des Besuchs der Technischen Oberschule um einen neuen 

Streitgegenstand. In Bezug auf den ursprünglich begehrten Zuzug der volljäh-

rigen Klägerin zu ihren Adoptiveltern auf der Grundlage des § 36 Abs. 2 

Satz 1 AufenthG liegt dies auf der Hand. Gleiches gilt aber auch im Vergleich 

zu dem mittlerweile beendeten Besuch eines Berufskollegs mit dem Ziel der 

Ausbildung zur Modedesignerin. Zwar handelt es sich auch insoweit um eine 

Aufenthaltserlaubnis zum Zwecke der Ausbildung, die nach dem dritten Ab-

schnitt des Aufenthaltsgesetzes zu beurteilen ist. Dennoch liegt im Vergleich 

zu dem jetzigen Besuch der Technischen Oberschule ein geänderter Aufent-

haltszweck vor. Die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der Ausbil-

dung knüpft an eine bestimmte konkrete Ausbildung an. Dies ergibt sich ins-

besondere aus der Regelung des § 16 Abs. 2 Satz 2 AufenthG, die auch im 

Rahmen des hier als Anspruchsgrundlage kommenden § 16 Abs. 5 AufenthG 

anwendbar ist (§ 16 Abs. 5 Satz 2 AufenthG). Danach soll einem Ausländer 

die Aufenthaltserlaubnis nicht für einen anderen Aufenthaltszweck erteilt oder 

verlängert werden, sofern nicht ein gesetzlicher Anspruch besteht. Diese Re-

gelung würde leer laufen, wenn ein Ausländer die Ausbildung, die Grundlage 

der ihm erteilten Aufenthaltserlaubnis ist, nach Belieben und ohne Vorausset-
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zungen wechseln dürfte. Aus dem Erfordernis eines bestimmten Zwecks folgt 

vielmehr, dass dieser klar und eindeutig umrissen sein muss (vgl. zur frühe-

ren Rechtslage BVerwG, Beschluss vom 3.3.1994 - 1 B 190.93 -, NVwZ 1995, 

1125; zur aktuellen Rechtslage Bay. VGH, Beschluss vom 21.6.2007 - 24 CS 

06.3454 - und Hamb. OVG, Beschluss vom 14.11.2007 - 3 Bs 232/07 - jew. 

juris). Eine wie hier im Hinblick auf eine Ausbildung zur Modedesignerin er-

teilte Aufenthaltserlaubnis schließt den Besuch einer Technischen Oberschule 

mit dem Ziel, die Fachhochschulreife zu erwerben, nicht ein.  

 

Ob das Verwaltungsgericht angenommen hat, es liege schon keine Klageän-

derung vor, oder ob es diese für zulässig gehalten hat, lässt sich dem ange-

fochtenen Urteil nicht entnehmen, da es keine Ausführungen zur Zulässigkeit 

der Klage enthält. Ernstliche Zweifel bestehen jedoch unabhängig von der 

Frage, ob hier eine unzulässige Klageänderung vorliegt. Selbst wenn dies 

nicht der Fall sein sollte, spricht Vieles dafür, dass jedenfalls die Klage in Be-

zug auf den geänderten Aufenthaltszweck unzulässig sein könnte. Denn es 

fehlt an einem vorherigen Antrag bei der Verwaltung und demzufolge auch an 

der Durchführung eines Verwaltungs- und eines Vorverfahrens. Die Zulässig-

keit einer Klageänderung entbindet das Gericht nicht von der Verpflichtung, 

die Zulässigkeit der geänderten (erweiterten) Klage zu prüfen. Hierzu gehört 

grundsätzlich, dass das Verwaltungsverfahren und das Vorverfahren durchge-

führt worden sein müssen, falls nicht die Voraussetzungen des § 75 VwGO 

vorliegen (wofür hier nichts ersichtlich ist). Aus Gründen der Prozessökono-

mie darf die Anwendung zwingenden Verfahrensrechts nicht unterbleiben. 

Grundsätzlich ist es zunächst Sache der Verwaltung, sich mit den Ansprüchen 

zu befassen, die ein Bürger geltend macht. Gerichte sind dazu berufen, das 

Handeln der Verwaltung auf seine Rechtmäßigkeit zu prüfen, nicht aber dazu, 

sich an deren Stelle zu setzen und originär über erstmals vor Gericht geltend 

gemachte Ansprüche zu entscheiden (vgl. BVerwG, Urteil vom 16.1.1986 

- 5 C 36/84 -, NVwZ 1987, 412; OVG Nordr.-Westf., Urteil vom 7.11.1996 

- 7 A 4820/95 -; OVG Saarl., Beschluss vom 22.6.1994 - 3 W 1/94 -).  

 

II. Der auf das Vorliegen ernstlicher Zweifel an der Richtigkeit des verwal-

tungsgerichtlichen Urteils (§ 124 Abs. 2 Nr. 1 VwGO) und auf die besondere 



- 6 - 

 

tatsächliche und rechtliche Schwierigkeit der Rechtssache (§ 124 Abs. 2 Nr. 2 

VwGO) gestützte Antrag der Klägerin auf Zulassung der Berufung hat hinge-

gen keinen Erfolg.  

 

1. Ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des Urteils im Sinne von § 124 Abs. 2 

Nr. 1 VwGO hat die Klägerin schon nicht in ausreichender Weise dargelegt. 

Das Verwaltungsgericht hat die Auffassung vertreten, die Erteilung einer Auf-

enthaltserlaubnis zum Zwecke des Familiennachzugs scheitere hier schon an 

der Sperrwirkung des § 16 Abs. 2 AufenthG; ein gesetzlicher Anspruch beste-

he nicht, weil die hier in Betracht kommenden §§ 28 Abs. 4, 36 AufenthG kei-

nen solchen Anspruch vermittelten. Hiermit setzt sich die Klägerin in ihrem 

Zulassungsantrag nicht substantiiert auseinander. Sie behauptet zwar, dass 

hier ein „klarer Ausnahmefall“ von der in § 16 Abs. 2 AufenthG angeordneten 

Sperrwirkung vorliege. Sie legt aber in keiner Weise dar, weshalb ihrer An-

sicht nach ein solcher Ausnahmefall gegeben sein soll.  

 

Die Anforderungen an die Darlegung des Zulassungsgrundes der ernstlichen 

Zweifel sind auch in Bezug auf die weiteren Ausführungen der Klägerin nicht 

erfüllt, die Voraussetzungen für die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach 

§ 36 AufenthG lägen vor, insoweit werde auf den erstinstanzlichen Vortrag 

verwiesen. Der bloße Verweis auf das erstinstanzliche Vorbringen stellt schon 

grundsätzlich nicht die gebotene Auseinandersetzung mit dem angefochtenen 

Urteil dar (vgl. Kopp/Schenke, VwGO, 15. Aufl., § 124a, Rdnr. 49). Gerade im 

vorliegenden Fall gilt dies sogar in besonderem Maße. Denn sowohl vor der 

Verwaltung als auch im Gerichtsverfahren hatte die Klägerin eine außerge-

wöhnliche Härte i.S.v. § 36 Abs. 2 Satz 1 AufenthG noch damit begründet, im 

Falle ihrer Aufenthaltsbeendigung drohten schwerwiegende psychische Fol-

gen für ihren Adoptivvater. Weshalb nach dessen Tod weiterhin eine außer-

gewöhnliche Härte gegeben sein soll, müsste daher schon deshalb besonders 

begründet werden, weil diese Frage nicht Gegenstand des erstinstanzlichen 

schriftlichen Vorbringens der Klägerin gewesen ist. 

 

2. Die Klägerin hat auch keine Gründe dargelegt, die die Annahme rechtferti-

gen könnten, die Rechtssache weise besondere tatsächliche oder rechtliche 
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Schwierigkeiten auf (vgl. § 124 Abs. 2 Nr. 2 VwGO). Die Annahme besonderer 

Schwierigkeiten im vorgenannten Sinn setzt voraus, dass der Rechtssache 

nicht nur allgemeine oder durchschnittliche Schwierigkeit zukommt. Dieser 

Zulassungsgrund liegt nur dann vor, wenn sich der konkret zu entscheidende 

Fall in tatsächlicher oder rechtlicher Hinsicht signifikant, d.h. erheblich von 

dem Spektrum der in verwaltungsgerichtlichen Verfahren zu entscheidenden 

Streitfällen unterscheidet (vgl. Kopp/Schenke, VwGO, 15. Aufl., § 124, 

Rdnr. 9).  

 

Dass die Rechtssache gemessen hieran besondere tatsächliche oder rechtli-

che Schwierigkeiten aufweisen könnte, hat die Klägerin nicht dargelegt. Bei 

dem Zusammenspiel von Erwachsenenadoption und Aufenthaltsrecht, auf das 

die Klägerin verweist, handelt sich um ein in der verwaltungsgerichtlichen 

Praxis keinesfalls ungewöhnliches Problem. Dass die Entscheidungsrelevanz 

der Frage, wie sich eine eventuelle Ausreise der Klägerin auf ihre Adoptivel-

tern auswirken könne, die Notwendigkeit von „erheblich breiteren Feststellun-

gen“ als im Normalfall erfordern soll, hat die Klägerin nicht dargelegt, sondern 

nur pauschal behauptet. Schließlich folgt allein aus dem Umstand, dass die 

Kammer den Rechtsstreit nicht nach § 6 Abs. 1 VwGO auf den Einzelrichter 

übertragen hat, ebenfalls nicht zwangsläufig, dass die Annahme besonderer 

Schwierigkeiten i.S.v. § 124 Abs. 2 Nr. 2 VwGO gerechtfertigt wäre (vgl. 

Kopp/Schenke, a.a.O., Rdnr. 8).  

 

III. Die Kostenentscheidung hinsichtlich der zugelassenen Berufung bleibt der 

Endentscheidung vorbehalten.  

 

Im Übrigen (soweit der Zulassungsantrag abgelehnt wird) trägt die Klägerin 

die Kosten des Verfahrens (§ 154 Abs. 2 VwGO). Insoweit ist der Streitwert 

nach § 52 Abs. 2 GKG auf 5.000 EUR festzusetzen. 

 

 
Diese Entscheidung ist für die Klägerin unanfechtbar (§ 152 Abs. 1 VwGO). 

 

Für die Beklagte gilt folgende Belehrung über das zugelassene Rechtsmit-
tel: 
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Die Berufung ist innerhalb eines Monats nach Zustellung dieses Beschlusses 

zu begründen. Die Begründung ist beim Verwaltungsgerichtshof Baden-

Württemberg, Schubertstraße 11, 68165 Mannheim oder Postfach 10 32 64, 

68032 Mannheim, einzureichen. Die Begründung muss einen bestimmten An-

trag sowie die im einzelnen anzuführenden Gründe der Anfechtung (Beru-

fungsgründe) enthalten. 

 

Für den Berufungskläger besteht Vertretungszwang; dies gilt auch für die Be-

gründung der Berufung. Der Berufungskläger muss sich durch einen Rechts-

anwalt oder einen Rechtslehrer an einer deutschen Hochschule im Sinne des 

Hochschulrahmengesetzes mit Befähigung zum Richteramt als Bevollmächtig-

ten vertreten lassen. Juristische Personen des öffentlichen Rechts und Be-

hörden können sich auch durch Beamte oder Angestellte mit Befähigung zum 

Richteramt sowie Diplomjuristen im höheren Dienst, Gebietskörperschaften 

auch durch Beamte oder Angestellte mit Befähigung zum Richteramt der zu-

ständigen Aufsichtsbehörde oder des jeweiligen kommunalen Spitzenverban-

des des Landes, dem sie als Mitglied zugehören, vertreten lassen. In dersel-

ben Weise muss sich jeder Beteiligte vertreten lassen, soweit er einen Antrag 

stellt. 

 

In Angelegenheiten der Kriegsopferfürsorge und des Schwerbehinderten-

rechts sowie der damit im Zusammenhang stehenden Angelegenheiten des 

Sozialhilferechts sind vor dem Oberverwaltungsgericht als Prozessbevoll-

mächtigte auch Mitglieder und Angestellte von Verbänden im Sinne des § 14 

Abs. 3 Satz 2 des Sozialgerichtsgesetzes und von Gewerkschaften zugelas-

sen, sofern sie kraft Satzung oder Vollmacht zur Prozessvertretung befugt 

sind. 

 

In Angelegenheiten, die Rechtsverhältnisse im Sinne des § 52 Nr. 4 Verwal-

tungsgerichtsordnung betreffen, in Personalvertretungsangelegenheiten und 

in Angelegenheiten, die in einem Zusammenhang mit einem gegenwärtigen 

oder früheren Arbeitsverhältnis von Arbeitnehmern im Sinne des § 5 des Ar-

beitsgerichtsgesetzes stehen einschließlich Prüfungsangelegenheiten, sind 

vor dem Oberverwaltungsgericht als Prozessbevollmächtigte auch Mitglieder 
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und Angestellte von Gewerkschaften zugelassen, sofern sie kraft Satzung  

oder Vollmacht zur Prozessvertretung befugt sind. 

 

 

Dr. Jacob     Dr. Haller     Dr. Graßhof 

  


